
 

 

Referentenentwurf zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes zur Umsetzung der Re-

form der Steuerberaterprüfung  

Ihr Schreiben vom 13. August 2026, GZ: IV D 2 - S 0800/00092/007/001  
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Bundessteuerberaterkammer begrüßt den vorgelegten Referentenentwurf zur Reform der 

Steuerberaterprüfung ausdrücklich. Die Reform ist angesichts des demografischen Wandels, des 

zunehmenden Fachkräftebedarfs und veränderter Bildungs- und Erwerbsbiografien gesellschaft-

lich wie berufspolitisch geboten. Der Entwurf greift wesentliche Anliegen des Berufsstands auf und 

schafft eine gute Grundlage, um den Berufszugang zeitgemäßer und flexibler auszugestalten, 

ohne das hohe fachliche Niveau der Steuerberaterprüfung aufzugeben. 

In einzelnen Punkten sehen wir jedoch noch Anpassungs- und Präzisierungsbedarf. Dies betrifft 

insbesondere die Neuregelung des Hochschulzugangs in § 36 StBerG-E. Die vorgesehene Öff-

nung wird ausdrücklich unterstützt; an die Stelle der bisherigen typisierenden Anknüpfung an Stu-

dienrichtung bzw. Fachrichtung sollte jedoch ein studiengangunabhängiger Nachweis wirtschafts- 

und rechtswissenschaftlicher Mindestkenntnisse treten. Hierdurch kann die Öffnung für sämtliche 

Studienrichtungen mit der erforderlichen Qualitätssicherung verbunden werden. Darüber hinaus 

regen wir aus Gründen der Rechtssicherheit Präzisierungen einzelner verwendeter Begriffe an, 

insbesondere hinsichtlich der erfassten Ausbildungsberufe und der für eine Prüfungsbefreiung 

maßgeblichen Lehrtätigkeit. 
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Für eine abschließende Bewertung des Reformvorhabens ist allerdings auch die konkrete Ausge-

staltung des Prüfungsverfahrens von entscheidender Bedeutung. Wesentliche Fragen der Reform 

sollen erst in der DVStB geregelt werden. Wir bitten daher nachdrücklich um eine zeitnahe Über-

mittlung des Referentenentwurfs zur Änderung der DVStB in die Verbändeanhörung. Nur bei 

Kenntnis beider Regelungsvorhaben lässt sich die Reform der Steuerberaterprüfung in ihrer Ge-

samtheit sachgerecht beurteilen. 

Nähere Einzelheiten entnehmen Sie bitte der beigefügten Stellungnahme. 

Mit freundlichen Grüßen 
 

Dr. Moritz Alt i. A. Ann Kathrin Lohse 

Geschäftsführer Referentin Berufsrecht / Digitalisierung 
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Art. 1 – Änderung des Steuerberatungsgesetzes 
 

1. § 35 StBerG-E – Zugang zum Beruf des Steuerberaters 
 

Die Neufassung des § 35 StBerG-E ist zu begrüßen. Sie fasst die Voraussetzungen des Be-

rufszugangs zentral und übersichtlicher als bisher zusammen und löst die Regelung systema-

tisch von den organisatorischen Detailfragen des Prüfungsverfahrens. 

 

2. § 36 StBerG-E – Voraussetzungen für die Zulassung zur Steuerberaterprüfung 
 

Zu Abs. 1 
 

Zum Wegfall des Fakultätsvorbehalts 

Die Neuregelung des Hochschulzugangs mit dem Wegfall des sog. Fakultätsvorbehalts stellt 

einen wesentlichen Reformschritt dar, der der tatsächlichen Vielfalt moderner Qualifikations-

wege Rechnung trägt. 

 

Es ist zu begrüßen, dass mit dem Wegfall des sog. Fakultätsvorbehalts künftig nicht mehr die 

formale Ausrichtung eines Hochschulstudiums über den Zugang zur Steuerberaterprüfung ent-

scheiden soll. Jedoch möchten wir erneut und nachdrücklich anregen, dass an die Stelle der 

bislang typisierenden Anknüpfung an die Studienrichtung bzw. Fachrichtung ein studien-

gangunabhängiger Nachweis grundlegender wirtschafts- und rechtswissenschaftlicher Kennt-

nisse tritt. Damit würde der Hochschulzugang nicht erneut beschränkt, sondern die bisherige 

formale Zugangsvoraussetzung durch eine wesentlich offenere und zielgenauere inhaltliche 

Mindestanforderung ersetzt. Absolventen sämtlicher Studienrichtungen könnten unabhängig 

von der Bezeichnung und Ausrichtung ihres Studiengangs zur Steuerberaterprüfung zugelas-

sen werden, sofern sie bis zum maßgeblichen Zeitpunkt die erforderlichen Mindestkenntnisse 

nachweisen. 

 

Ein solcher Kenntnisnachweis dient zugleich der Qualitätssicherung und der Fairness gegen-

über den Bewerbern. Er gewährleistet ein einheitliches fachliches Mindestniveau und trägt dem 

Umstand Rechnung, dass die Steuerberaterprüfung ohne entsprechende wirtschafts- und 

rechtsbezogene Vorkenntnisse erheblich schwerer zu bewältigen ist. 
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Der Kenntnisnachweis könnte dergestalt ausgestaltet werden, dass Kenntnisse in ausgewähl-

ten Bereichen der Betriebs- bzw. Volkswirtschaftslehre sowie des Zivil- und Gesellschaftsrechts 

im Umfang von insg. 10 ECTS-Punkten nachzuweisen sind. Für Bewerber mit nichtakademi-

scher Laufbahn sollten vergleichbare, bereits im Rahmen beruflicher Aus- und Fortbildungen 

erworbene Kenntnisse entsprechend berücksichtigt werden. Hierzu machen bereits heute ins-

besondere die Hochschulen im Rahmen ihres Weiterbildungsauftrags (z. B. Art. 78 Abs. 2 

BayHIG, § 31 LHG BaWü usw.) entsprechende Angebote, die sich explizit an Personen mit 

einer laufenden oder abgeschlossenen Berufsausbildung wenden. 

 

Zur praktischen Tätigkeit 

Die Änderung des Wortes „danach“ zu „im Anschluss“ in § 36 Abs. 1 Nr. 2 StBerG-E stellt keine 

Verbesserung im Sinne erhöhter Aussagekraft dar. Im Gegenteil wirft sie die Frage auf, ob hier-

mit eine inhaltliche Änderung verbunden sein soll – etwa, dass die praktische Tätigkeit zeitlich 

direkt an das Hochschulstudium anschließen muss und dazwischen keine anderweitige Tätig-

keit liegen darf. Wir regen daher an, die bisherige Formulierung beizubehalten.  

 

Ebenfalls Unklarheit bringt die geänderte Formulierung der Sätze 2 und 3 des § 36 Abs. 1 

StBerG-E. Bei der Benennung der erforderlichen Regelstudienzeit wird nun statt zwischen „we-

niger als vier Jahre“ und „sonst“ nur noch zwischen „weniger“ und „mehr als vier Jahren“ unter-

schieden. Der Fall einer Regelstudienzeit von genau vier Jahren ist also nicht erfasst und die in 

diesen Fällen erforderliche Dauer der praktischen Tätigkeit mithin unklar. Wir regen daher an, 

die Formulierung des § 36 Abs 2 Satz 3 StBerG-E wie folgt anzupassen: „Beträgt die Regelstu-

dienzeit des Hochschulstudiums vier Jahre oder mehr, so muss (…)“. 

 

Zum Hochschulbegriff 

Auch erschließt sich die Ergänzung des § 36 Abs. 1 Satz 6 StBerG-E nicht. Statt der Klarstellung 

eines extensiven Begriffsverständnisses, stellt er zumindest sprachlich eine Restriktion gegen-

über dem weiten Hochschulbegriff des § 1 HRG dar. Wir regen an, statt der restriktiven Aufzäh-

lung von Fachhochschulen und Hochschulen einen vollumfassenden Verweis auf § 1 HRG auf-

zunehmen. Damit ist klargestellt, dass auch Hochschulen für angewandte Wissenschaften 

(HAW), Pädagogische Hochschulen, Kunst- und Musikhochschulen, und weitere 
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Hochschultypen erfasst sind und die ganze Spannweite und Vielfalt an Organisationsformen 

höherer Bildungseinrichtungen abgebildet wird. Dies ist angesichts des Wegfalls sog. Fakul-

tätsvorbehalts folgerichtig.  

 

In Absatz 3 der Erläuterungen zu § 36 StBerG-E ist das Wort „Bestellungsvoraussetzungen“ 

durch das Wort „Zulassungsvoraussetzungen“ zu ersetzen, da § 36 StBerG die Zulassung zur 

Steuerberaterprüfung und nicht die Bestellung zum Steuerberater betrifft. 

 

Zu Abs. 2 
 

Durch die alternative Aufzählung im Gegensatz zur bisherigen kumulativen Aufreihung, wird 

das Nichterfordernis eines kaufmännischen Ausbildungsberufs für die Zulassung zur Steuerbe-

raterprüfung bei den Fortbildungen zum geprüften Bilanzbuchhalter und zum Steuerfachwirt 

nach § 3 Abs. 2 BibuBAProFPRV und § 2 Abs. 2 Nr. 3 StFW-RVO nun auch gesetzlich klarge-

stellt. Allerdings ist zu prüfen, ob an dieser Stelle nicht unbeabsichtigt eine erneute Diskrepanz 

zwischen der lediglich 6-jährigen praktischen Tätigkeit für geprüfte Bilanzbuchhalter oder Steu-

erfachwirte und der in § 2 Abs. 2 Nr. 3 StFW-RVO geforderten 8-jährigen praktischen Tätigkeit 

geschaffen wird.  

 

Außerdem bleibt festzustellen, dass der Begriff „kaufmännischer Ausbildungsberuf“ unbestimmt 

ist, da weder ein bestimmter Anteil kaufmännischer Ausbildungsinhalte vorgeschrieben ist noch 

die Bezeichnung „Kaufmann/Kauffrau“ wesentliche kaufmännische Inhalte garantiert. Im Sinne 

einer Qualitätssicherung ist dieses Defizit auch in Zusammenschau mit den Ausführungen zu 

§ 36 Abs. 1 StBerG-E zu betrachten, da beide Varianten der geforderten Vorbildung, Hoch-

schulstudium und Ausbildungsberuf, nun keine – wenn auch nur grundlegenden – BWL- und 

Rechtskenntnisse mehr garantieren.  Des Weiteren ist auch der Begriff „Ausbildungsberuf“ nicht 

geschützt. § 4 BBiG sieht jedoch die Anerkennung von Ausbildungsberufen vor. Es wird daher 

angeregt, in Nr. 1 das Bestehen einer „Abschlussprüfung in einem staatlich anerkannten Aus-

bildungsberuf“ vorzusehen. Auf diese Weise könnte zur Validierung auf das Verzeichnis der 

anerkannten Ausbildungsberufe des Bundesinstituts für Berufsbildung zurückgegriffen werden. 
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Die Klarstellung, dass die Praxiszeiten einer etwaig vorhergehenden Ausbildung erst nach ei-

nem Abschluss als Bilanzbuchhalter oder Steuerfachwirt angerechnet werden, ist aus Gründen 

der Rechtssicherheit zu begrüßen. 

 

3. § 37 StBerG-E – Steuerberaterprüfung 
 

Zu Abs. 1 
 

Die gesetzliche Verankerung des Charakters als Staatsprüfung wird aufgrund der damit national 

und international verbundenen Außenwirkung begrüßt. 

 

Zu Abs. 2 
 

Die Verlagerung der Anforderung bundeseinheitlicher Festsetzungen in die DVStB wird kritisch 

gesehen. Gerade im Lichte der im Referentenentwurf geplanten Flexibilisierung bei der Bildung 

länderübergreifender Prüfverbände, erscheint es zwingend, dass die Aufsichtsarbeiten bundes-

weit zeitgleich geschrieben werden – dies sollte auch auf gesetzlicher Ebene fixiert sein. Eine, 

zumindest teilweise, Beibehaltung des bisherigen § 37 Abs. 2 Satz 3 StBerG im Hinblick auf die 

bundesweite Zeitgleichheit, wird daher angeregt.  

 

Zu Abs 4 
 

Die gesetzliche Verankerung der unbegrenzten Wiederholbarkeit wird ausdrücklich begrüßt. 

 

4. § 38 StBerG-E – Voraussetzungen für die Befreiung von der Prüfung 
 

Zu Abs. 2 
 

Der bisherige Verweis auf § 36 StBerG, der auf die praktische Tätigkeit abstellt, wird ersetzt 

durch eine eigene Umfangsregelung im § 38 StBerG-E, die stattdessen auf die Lehrtätigkeit 

abstellt. Hierdurch entstehen Unsicherheiten bzgl. der anrechenbaren Wochenarbeitszeit. 

Sollte der Begriff der Lehrtätigkeit nur das aktive Dozieren (exklusive Forschungsarbeit) in rein 

steuerrechtlichen Modulen umfassen, so liefe der Befreiungsgrund des § 38 Abs. 1 Nr. 1 StBerG 

faktisch leer, da die reine Lehrtätigkeit, zumal ausschließlich auf dem Gebiet des Steuerrechts, 
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nur in den wenigsten Fällen dem Umfang von 16 Wochenarbeitsstunden entspricht. Soll dage-

gen mit der Änderung, wie in den Erläuterungen ausgeführt, keine inhaltliche Veränderung ein-

hergehen, so wird eine Konkretisierung des Begriffs „Lehrtätigkeit“ angeregt. 

 

Das Gesetz ist in § 38 Abs. 1 Nr. 1 bereits in der bestehenden Fassung unklar, da es eine 

Ungleichbehandlung zwischen Professoren an Universitäten, die einen Forschungs- und Lehr-

auftrag haben, und Professoren an Hochschulen, die einen reinen Lehrauftrag haben, enthält. 

Wird tatsächlich auf die „Lehrtätigkeit‘“ abgestellt, so hat ein Universitätsprofessor ein halbes 

Deputat gegenüber einem „Lehrprofessor“ an der Hochschule für angewandte Wissenschaften 

(FH). Damit könnte ein Universitätsprofessor, der z. B. auch auf dem Gebiet der Steuern forscht, 

gegenüber dem Kollegen, der an der FH nur lehrt, den Nachweis der Stundenzahl nicht erbrin-

gen. Lediglich das FG Hamburg hat in einem Urteil vom 13. November 2018 (6 K 59/18, DStRE 

2020, 60) entschieden, dass bei der Berechnung der für die Befreiung erforderlichen „Lehrtä-

tigkeit“ auch solche Zeiten berücksichtigt werden können, die auf mit der Lehre zusammenhän-

gende Ausbildungstätigkeiten und die Forschung entfallen sind – aber aus dem Gesetz ergibt 

sich dies nicht. Auch gibt es hierzu keine höchstrichterliche Rechtsprechung des BFH. Um diese 

Ungewissheit zu beseitigen, schlagen wir vor, in § 38 Abs. 1 Nr. 1 StBerG nach den Wörtern 

„gelehrt haben“ die Wörter „oder tätig gewesen sind“ einzufügen. Darüber hinaus sollte es bei 

der Verweisregelung in § 38 Abs. 2 Satz 1 StBerG bleiben, da dies gesetzestechnisch eindeutig 

und ausreichend klar ist und keine weitere Doppelung von Bestimmungen nach sich zieht. 

 

5. § 39 StBerG-E – Zuständigkeiten bei der Steuerberaterprüfung 
 

Die vorgesehene Verlagerung der Gebührenregelungen in die DVStB wird grundsätzlich be-

grüßt. Diese sollte aber durch eine gesetzliche Grundsatzregelung im Steuerberatungsgesetz 

flankiert werden. Insbesondere sollte gesetzlich festgeschrieben sein, dass die Zuständigkeit 

für die Festlegung der Höhe der Gebühren weiterhin bei den zuständigen Steuerberaterkam-

mern verbleibt, vor allem auch im Hinblick auf die durch die obersten Landesbehörden künftig 

gebildeten Prüfverbünde.  

 

 

 



Seite 7 

 

 

 

Zu Abs. 1 und 2 
 

Die Schaffung einer zentralen Norm zur Regelung der sachlichen (Abs. 1) und örtlichen (Abs. 2) 

Zuständigkeit der Steuerberaterkammern wird begrüßt. 

 

Im Rahmen des § 39 Abs. 2 Satz 1 StBerG-E ist zu konkretisieren, auf welche Antragstellung 

hier Bezug genommen wird. Ist hier der Antrag auf Zulassung zur Prüfung gemeint, so ist die 

Regelung mit den sonstigen Reform-Anpassungen nicht vereinbar, nach denen einzelne Prü-

fungsleistungen über einen Zeitraum von mehreren Jahren mitgenommen werden können und 

folglich auch ein zwischenzeitlicher Kammerwechsel möglich wird. Dass ein Kandidat, der den 

Ort seiner beruflichen Tätigkeit wechselt, weiterhin der Prüfungsdurchführung durch die für 

seine erstmalige Zulassung zuständigen Kammer unterfallen soll, wäre weder sinnvoll noch 

praktikabel. Ist dagegen der Antrag auf „Zulassung“ zur jeweiligen Modulprüfung gemeint, so 

ist diese Regelung inhaltlich beanstandungsfrei. Eine solcher Antrag auf „Zulassung“ zur Teil-

prüfung, ist bislang nicht explizit geregelt, wird jedoch in § 18 Abs. 1 Staz 1 des Diskussions-

entwurfs zur DVStB implizit vorausgesetzt („Teilprüfung, deren Ablegung er beantragt hat“). Zur 

Klarstellung regen wir eine saubere begriffliche Trennung an: Mit dem Begriff „Zulassungsan-

trag“ wäre der erstmalige Antrag an die StBK bezeichnet, mit dem der Bewerber das Vorliegen 

der Zulassungsvoraussetzungen nachweist. Mit dem Begriff des „Anmeldungsantrags“ könnte 

die Zulassung – oder besser Anmeldung – zur einzelnen Teilprüfung bezeichnet werden. Auf 

diesen Antrag sollte sich dann auch § 39 Abs. 2 Satz 2 StBerG-E beziehen, sodass diejenige 

Kammer zuständig ist, in deren Einzugsbereich sich der – bereits anderswo zur Gesamtprüfung 

zugelassene – Prüfling beruflich aktuell niedergelassen hat.  

 

Zu Abs. 3 
 

Die Möglichkeit, eine gemeinsame Prüfungsstelle mit mehreren Steuerberaterkammern länder-

übergreifend zu bilden, wird begrüßt, ebenso wie die Flexibilisierung hinsichtlich der Aufgaben-

wahrnehmung durch die Streichung gegenüber § 37b Abs. 3 Satz 4 StBerG.  
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Die klarstellende Aufnahme der bereits nach aktueller Rechtlage bestehenden Option zur ge-

nehmigungsfreien Bildung sog. Schreibverbünde in den Gesetzestext, entsprechend den Aus-

führungen in der Begründung zu § 39 Abs. 3 StBerG-E, wäre wünschenswert.  

 

Zu Abs. 4 
 

Die in der Begründung zu § 39 Abs. 4 StBerG-E geäußerte Einordnung, dass mit der Neurege-

lung die Ergebnisbekanntgabe „wie bisher“ bei den Prüfungsausschüssen verbleibt, ist nicht 

zutreffend; bisher oblag dies gemäß § 35 Abs. 3 StBerG den obersten Landesbehörden. Die 

Bündelung der Prüfungsabnahme (bisher § 37 Abs. 4 StBerG) und der Ergebnisbekanntgabe 

beim Prüfungsausschuss wird aus Gründen der Verfahrensvereinfachung grundsätzlich be-

grüßt. Allerdings entsteht hier im Zuge der sonstigen Reform weitergehender Regelungsbedarf: 

 

Zunächst entsteht, wie schon zu Abs. 2 ausgeführt, mit der Reform die Möglichkeit eines Kam-

merwechsels. Auch bei der örtlichen Zuständigkeit für die Mitteilung des Gesamtergebnisses 

(Bestehen oder Nichtbestehen der Steuerberaterprüfung) sollte daher nicht, wie in § 39 Abs. 4 

StBerG-E vorgesehen, pauschal auf den Zulassungsantrag abgestellt werden, sondern dieje-

nige Kammer federführend sein, in deren Bereich die letzte Teilprüfung abgelegt wurde, bei der 

also der letzte Anmeldungsantrag (vgl. die Ausführungen zu § 29 Abs. 2 StBerG-E auf S. 7) 

gestellt wurde.  

 

Vor dem Hintergrund des Bescheids über die Gesamtprüfung (Bestehen bzw. Nichtbestehen), 

stellt sich die höchst praxisrelevante Anschlussfrage, welche Anforderungen an die Ergebnis-

bekanntgaben zu den zuvor abgelegten Teilprüfungen, insbesondere mit Hinblick auf die ein-

schlägigen Rechtsmittel, zu stellen sind. Zwischen Ablegen der ersten Teilprüfung und finaler 

Ergebnisbekanntgabe liegen im Zweifel vier bis fünf Jahre sowie unter Umständen ein Kam-

merwechsel. Besteht der Prüfling die schriftlichen Klausuren mit einem für die Ladung zur 

mündlichen Prüfung ausreichenden Ergebnis und fällt dann final im zweiten Versuch durch die 

mündliche Prüfung, so entsteht ihm unter Umständen erstmals zu diesem Zeitpunkt eine Be-

schwer durch schlechte Klausurnoten. Gegen das Nicht-Bestehen der Gesamtprüfung, das sich 

u. a. auf die Klausurnoten stützt, muss ihm nach dem Durchfallen durch den zweiten Versuch 

der mündlichen Prüfung ein Rechtsmittel zustehen. Fraglich ist, einerseits, ob die 
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Notenbekanntgaben zu den einzelnen Klausuren in Bescheidform ergehen muss, andererseits 

enthalten diese aber, selbst wenn als förmlicher Bescheid ergangen, aufgrund der Verrech-

nungsoption keinen Hinweis auf das endgültige Bestehen oder Nicht-Bestehen. Eröffnet man 

im Zeitpunkt der Mitteilung über das Gesamtergebnis (also nach der mündlichen Prüfung) das 

Rechtsmittel gegen die Klausurbewertung, so werden unter Umständen Prüfungsausschüsse 

um Überprüfung gebeten, die seit Jahren nicht mehr in dieser Konstellation bestehen und/oder 

einer anderen Kammer angehören. Eröffnet man jedoch das Rechtsmittel gegen die einzelne 

Klausurbewertung im zeitlichen Anschluss an die diesbezügliche Notenmitteilung, so fordert 

man vom Prüfling eine Rechtsmitteleinlegung gegen eine Entscheidung, deren endgültige Be-

schwer er noch nicht kennt (Mit-Ursächlichkeit für endgültiges Nichtbestehen). Es wird daher 

um eine ausführliche und rechtssichere Regelung zu den erforderlichen Ergebnisbekanntgaben 

und deren Rechtsmittelfähigkeit, gebeten. Die Detailregelungen hierzu können in der DVStB 

geregelt werden, eine Grundsatzregelung im StBerG ist aber dringend erforderlich.  

 

6. § 39a StBerG-E – Prüfungsausschüsse 
 

Zu Abs. 1 
 

Die neugeschaffene Möglichkeit zur flexibleren Zuständigkeitsübertragung auf Prüfverbünde, 

begrenzt auf die Prüfungsabnahme, wird ausdrücklich begrüßt. Da von dieser Entscheidung 

jedoch maßgeblich auch die prüfungsdurchführenden Steuerberaterkammern, die zum Teil 

auch Mitglieder der Prüfungsausschüsse stellen, betroffen sind, wäre es wünschenswert, neben 

dem Einvernehmen der beteiligten obersten Finanzbehörden auch die Steuerberaterkammern 

anzuhören und ihre Zustimmung einzuholen. Außerdem weisen wir erneut darauf hin, dass die 

Aufnahme der in der Begründung zu § 39a Abs. 1 StBerG-E enthaltene Klarstellung, dass zur 

Bildung eines Prüfverbundes ein Staatsvertrag erforderlich ist, in den Gesetzestext zu begrüßen 

wäre.  

 

Zu Abs. 3  
 

Kritisch gesehen wird die vorgesehene Alternative, wonach auch Personen berufen werden 

können, die „die Voraussetzungen für die Befreiung von dieser Prüfung erfüllen“. Man könnte 
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sich auf den Standpunkt stellen, dass eine Prüfungsabnahme nur durch Personen erfolgen 

sollte, die selbst eben diese Prüfung erfolgreich abgelegt haben. 

 

Sollte an der vorgesehenen Erweiterung des Kreises der möglichen Mitglieder von Prüfungs-

ausschüssen auf Beamte des gehobenen Dienstes oder vergleichbare Angestellte der Finanz-

verwaltung festgehalten werden, so bedarf dies jedenfalls einer weiteren Präzisierung. 

 

Zunächst wirft diese Formulierung Abgrenzungs- und Zuständigkeitsfragen auf, da die Ent-

scheidung über Befreiungen den Steuerberaterkammern obliegt, während die Berufung der 

Ausschussmitglieder durch die zuständigen obersten Landesbehörden erfolgt. Vor diesem Hin-

tergrund erscheint ein abgestimmtes Verfahren erforderlich, etwa in Form einer vorherigen Be-

stätigung durch die zuständige Steuerberaterkammer, um Rechtsunsicherheiten – insbeson-

dere im Hinblick auf mögliche finanzgerichtliche Überprüfungen – zu vermeiden. 

 

Zudem sollte gesetzlich klargestellt werden, nach welchen Maßstäben und zu welchem Zeit-

punkt die Voraussetzungen für eine Befreiung als erfüllt gelten. Dies gilt insbesondere vor dem 

Hintergrund, dass bestimmte Befreiungstatbestände erst mit dem Ausscheiden aus der Finanz-

verwaltung vollständig erfüllt sind. Hier wäre eine Konkretisierung dahingehend hilfreich, dass 

auf das Vorliegen der praktischen Voraussetzungen abgestellt wird 

 

7. § 40 StBerG-E – bestellende Steuerberaterkammer, Bestellungsverfahren und § 45 
StBerG – Erlöschen der Bestellung 

 

In § 40 Abs. 3 und § 45 Abs. 1 StBerG-E ist das Wort „rechtskräftig“ durch das Wort „bestands-

kräftig“ zu ersetzen, da hier auf Verwaltungsakte, nicht dagegen auf Urteile abgestellt wird.  

 

8. § 86b StBerG-E – Steuerberaterverzeichnis 
 

Die Formulierung „die Anschriften weiterer Niederlassungen“ sollte durch „die Anschriften wei-

terer Beratungsstellen“ ersetzt werden. Dies entspricht der Gesetzesbegründung auf S. 20 und 

dem bestehenden Wortlaut des § 86b Abs. Nr. 2 d StBerG, auf den die Gesetzesbegründung 

Bezug nimmt. Die Formulierung „weiterer Niederlassungen“ ist inhaltlich irreführend, da Steu-

erberater nur eine berufliche Niederlassung haben (§ 10 Abs. 1 BOStB). 
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9. § 157f StBerG-E – Übergangsvorschrift zur Reform der Steuerberaterprüfung 
 

Die vorgezogene Anwendbarkeit der Wiederholungsregelung schon zur Prüfungskampagne 

2027 wird ausdrücklich begrüßt.  

 

Sollte die ergänzende Neufassung der DVStB bereits ebenfalls pünktlich zur Prüfungskam-

pagne 2027 in Kraft treten, wäre eine Erfassung der Gültigkeitsregelung für Klausuren (basie-

rend auf der Verordnungsermächtigung des § 158 Nr. 1 b) ll) StBerG-E unter die vorgezogene 

Anwendbarkeit – parallel zur Wiederholungsregelung – wünschenswert, um einem asymmetri-

schen Zulassungsansturm in der Prüfungskampagne 2028 entgegenzuwirken.  

 

10. § 158 StBerG-E – Durchführungsbestimmungen zu den Vorschriften über Steuer-
berater, Steuerbevollmächtigte und Berufsausübungsgesellschaften; Verord-
nungsermächtigung 

 

Die Übertragung der verordnungsmäßigen Regelungsbefugnis auf das Bundesministerium der 

Finanzen ist im Sinne einer Kohärenz mit sonstigen Verordnungsermächtigungen des StBerG 

(etwa §§ 31, 64, 86f) folgerichtig.  

 

Die Streichung der in § 158 Nr. 1 lit. a) dd) des Diskussionsentwurfs vorgesehenen flexiblen 

Verordnungsermächtigung für „sonstige Anträge im Zusammenhang mit der Prüfung“, lässt be-

fürchten, dass weitergehende Regelungen, etwa zur praxisrelevanten Gewährung von Nach-

teilausgleichen, von der Verordnungsermächtigung nicht umfasst sind und eine flexible Gestal-

tung somit nicht ermöglicht wird. Wir regen daher eine Beibehaltung dieser Ziffer im Ermächti-

gungskatalog an.  

 

Die Ersetzung der Formulierung „Gültigkeitsdauer“ anstelle von „Mitnahme“ im Rahmen des 

§ 158 Nr. 1 b) ll) StBerG-E wird begrüßt, da hiermit klargestellt wird, dass die Gültigkeit der 

Klausur nicht an eine bestimmte Anzahl von Prüfungskampagnen geknüpft ist, sondern an eine 

fixierte Zeitspanne.  


